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Text 

Artikel II 
 

Das Landesbeamten-Pensionsgesetz (LB-PG), LGBl Nr 17/2001, wird geändert wie folgt: 
 

1. Im Inhaltsverzeichnis werden folgende Änderungen vorgenommen: 
 

1.1. Die Zeilen betreffend die §§ 4 und 5 werden durch folgende Zeilen ersetzt: 
"§ 3a Ruhegenussermittlungsgrundlagen 
§ 4 Ruhegenussberechnungsgrundlage 
§ 5 Ruhegenussbemessungsgrundlage" 
 

1.2. Nach § 32 wird eingefügt: 

"§ 32a Kinderzurechnungsbetrag" 
 

1.3. Nach § 64 wird angefügt: 

"§ 65 Inkrafttreten novellierter Bestimmungen und Übergangsbestimmungen dazu" 
 

2. § 3 Abs 2 lautet: 

"(2) Der Ruhegenuss, der Kinderzurechnungsbetrag und die nach diesem Gesetz gebührenden Zulagen bilden 
zusammen den Ruhebezug des Beamten." 
 

3. Die §§ 4 und 5 werden durch folgende Bestimmungen ersetzt: 
 

"Ruhegenussermittlungsgrundlagen 
 

§ 3a 
 

Der Ruhegenuss wird auf der Grundlage der Ruhegenussberechnungsgrundlage, der 
Ruhegenussbemessungsgrundlage und der ruhegenussfähigen Gesamtdienstzeit ermittelt. 
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Ruhegenussberechnungsgrundlage 
 

§ 4 
 

(1) Die Ruhegenussberechnungsgrundlage ist wie folgt zu ermitteln: 
 1. Für jeden nach dem 31. Dezember 1993 liegenden Monat der ruhegenussfähigen Landesdienstzeit, für 

den ein Pensionsbeitrag geleistet wurde (Beitragsmonat), ist die Bemessungsgrundlage für den 
Pensionsbeitrag (Beitragsgrundlage) nach § 80 L-BG zu ermitteln. Sonderzahlungen bleiben dabei außer 
Betracht. 

 2. Beitragsgrundlagen aus den dem Jahr der Wirksamkeit des Ausscheidens aus dem Dienststand 
vorangegangenen Jahren sind mit Aufwertungsfaktoren aufzuwerten, die von der Landesregierung unter 
sinngemäßer Anwendung der §§ 108 Abs 1 und 4 und 108c ASVG durch Verordnung festzulegen sind. 

 3. Die Ruhegenussberechnungsgrundlage errechnet sich aus dem Durchschnittswert der in der folgenden 
Tabelle angegebenen Anzahl an Beitragsgrundlagen: 

bei erstmaligem Gebühren des 
Ruhe- oder Versorgungsgenusses 
ab einschließlich dem           Anzahl der Beitrags grundlagen 
1. Jänner 2005                                12 
1. Jänner 2006                                24 
1. Jänner 2007                                36 
1. Jänner 2008                                48 
1. Jänner 2009                                60 
1. Jänner 2010                                72 
1. Jänner 2011                                84 
1. Jänner 2012                                96 
1. Jänner 2013                               108 
1. Jänner 2014                               120 
1. Jänner 2015                               132 
1. Jänner 2016                               144 
1. Jänner 2017                               156 
1. Jänner 2018                               168 
1. Jänner 2019                               180 
1. Jänner 2020                               192 
1. Jänner 2021                               204 

 Übersteigt die Anzahl der Beitragsgrundlagen die festgelegte Anzahl, sind die jeweils höchsten 
Beitragsgrundlagen heranzuziehen. 
 
 4. Bei Beamten, die nach der Vollendung des 738. Lebensmonats 

aus dem Dienststand ausscheiden, ist bei der Bestimmung der Anzahl der Beitragsgrundlagen nach der Tabelle 
in Z 3 nicht der 1. Jänner nach erstmaligem Gebühren des Ruhe- oder Versorgungsgenusses, sondern der 1. 
Jänner des Jahres der Vollendung des 738. Lebensmonats maßgebend. 
 5. Bei Beamten, die nach der Vollendung des 738. Lebensmonats 

aus dem Dienststand ausscheiden, ist von der in der Tabelle in Z 3 angeführten Anzahl der Beitragsgrundlagen 
folgende Anzahl an Beitragsgrundlagen abzuziehen: 
bei Ausscheiden aus dem               Anzahl der ab zuziehenden 
Dienststand nach dem                  Beitragsgrund lagen 
vollendeten 750. Lebensmonat                   6 
vollendeten 762. Lebensmonat                  12 
vollendeten 774. Lebensmonat                  18 

Übersteigt die Anzahl der abzuziehenden Monate die in der Tabelle in Z 3 angeführte Anzahl der 
Beitragsgrundlagen, ist die jeweils höchste Beitragsgrundlage heranzuziehen. 

 6. Liegen weniger als die in der Tabelle in Z 3 angeführten 
Beitragsgrundlagen vor, ist die Ruhegenussberechnungsgrundlage die Summe aller Beitragsgrundlagen nach Z 1 
und 2, geteilt durch die Anzahl der vorhandenen Beitragsgrundlagen. 
 

(2) Die Beitragsgrundlagen jedes abgelaufenen Kalenderjahres sind dem Beamten schriftlich mitzuteilen. 
 

Ruhegenussbemessungsgrundlage 
 

§ 5 
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(1) 80 % der Ruhegenussberechnungsgrundlage bilden die volle Ruhegenussbemessungsgrundlage. 
 

(2) Wenn sich aus den Abs 3 und 6 nicht anderes ergibt, ist für jeden Monat, der zwischen dem Zeitpunkt der 
Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand und dem Ablauf des Monats liegt, in dem der Beamte seinen 738. 
Lebensmonat vollendet haben wird, die Ruhegenussbemessungsgrundlage um 0,25 Prozentpunkte zu kürzen. 
Das sich aus dieser Kürzung ergebende Prozentausmaß der Ruhegenussbemessungsgrundlage ist auf zwei 
Dezimalstellen zu runden. 
 

(3) Eine Kürzung nach Abs 2 findet nicht statt, wenn eine der folgenden Voraussetzungen zutrifft: 
 1. Der Beamte ist im Dienststand gestorben. 

 2. Die Ruhestandsversetzung wegen Dienstunfähigkeit ist auf einen Dienstunfall oder eine Berufskrankheit 
zurückzuführen und dem Beamten gebührt aus diesem Grund eine Versehrtenrente aus einer 
gesetzlichen Unfallversicherung. 

 3. Der Ruhebezug beträgt einschließlich einer allfälligen Nebengebührenzulage bei nicht gekürzter 
Ruhegenussbemessungsgrundlage weniger, als der gemäß Abs 4 jeweils geltende Prozentsatz vom 
Gehalt eines Beamten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2 ergibt. 

 4. Der Ruhebezug beträgt einschließlich einer allfälligen Nebengebührenzulage bei gekürzter 
Ruhegenussbemessungsgrundlage weniger, als der gemäß Abs 4 jeweils geltende Prozentsatz vom 
Gehalt eines Beamten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2 ergibt. In diesem Fall ist die Kürzung nur so 
weit vorzunehmen, dass der Ruhebezug die Höhe dieses Betrages erreicht. 

 

(4) Für die Untergrenze gemäß Abs 3 Z 3 und 4 gelten folgende Prozentsätze vom Gehalt eines Beamten der 
Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2: 
bei einer Ruhestandsversetzung                 % vo n V/2 
im Jahr 
2005                                              9 9,5 
2006                                              9 9 
2007                                              9 8,5 
2008                                              9 8 
2009                                              9 7,5 
2010                                              9 7 
2011                                              9 6,5 
2012                                              9 6 
2013                                              9 5,5 
2014                                              9 5 
2015                                              9 4,5 
2016                                              9 4 
2017                                              9 3,5 
2018                                              9 3 
2019                                              9 2,5 
2020                                              9 2 
ab 2021                                           9 1,5 
 

(5) Die Ruhegenussbemessungsgrundlage darf, außer im Fall des Abs 6, 62 % der 
Ruhegenussberechnungsgrundlage nicht unterschreiten. 
 

(6) Bei einer Ruhestandsversetzung nach § 4 Abs 5 L-BG sind Abs 3 Z 3 und 4 und Abs 5 nicht anzuwenden und 
beträgt abweichend von Abs 2 das Ausmaß der Kürzung der Ruhegenussbemessungsgrundlage 0,3333 
Prozentpunkte für jeden Monat, der zwischen dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der Versetzung in den Ruhestand 
und dem Ablauf des Monats liegt, in dem der Beamte sein 738. Lebensmonat vollenden wird." 
 
 4. Im § 6 entfällt der Abs 4 und erhält der Abs 5 die Absatzbezeichnung "(4)". 
 
 5. § 8 Abs 2 Z 1 lautet: 
 "1. die Zeit, die der Beamte vor der Vollendung des 18. Lebensjahres zurückgelegt hat. Dies gilt bei 

Beamten, die ab dem 1. Jänner 1997 in den Landesdienst eingetreten sind, nicht für gemäß § 7 Abs 2 Z 
8 und 9 anzurechnende Zeiten, wenn für solche Zeiten ein Überweisungsbetrag nach den 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften zu leisten ist;" 

 
 6. § 12 Abs 3 lautet: 
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"(3) Der Ruhegenuss darf 
 1. die Ruhegenussbemessungsgrundlage gemäß § 5 nicht übersteigen und 

 2. 50 % der Ruhegenussberechnungsgrundlage nicht unterschreiten." 
 
 7. § 17 Abs 1 lautet: 

"(1) Der Versorgungsbezug besteht aus dem Versorgungsgenuss, den nach diesem Gesetz gebührenden Zulagen 
und einem allfälligen Kinderzurechnungsbetrag." 
 

8. Im § 18 lauten die Abs 4 bis 7: 

"(4) Die im Abs 1 Z 2 angeführte Berechnungsgrundlage wird bei Beamten des Dienststandes aus folgenden 
Beträgen gebildet: 
 1. aus der Ruhegenussberechnungsgrundlage (§ 4) des überlebenden Ehegatten am Sterbetag des Beamten 

und 
 2. aus einem nach folgender Formel errechneten Betrag: 

x = Summe Nebengebührenwerte . (V/2:100) 

                       560 
Summe Nebengebührenwerte: Summe der für den überlebenden 

                             Ehegatten bis zum letzten Tag des Kalendermonats, der dem Sterbetag des Beamten 
vorausgeht, festgehaltenen 

                             Nebengebührenwerte. Ist der Beamte an 

                             einem Monatsletzten gestorben, dann ist 

                             die Summe bis zu diesem Tag zu bilden. 
(V/2: 100):               1 % des am Sterbetag des Beamten 

                             geltenden Gehaltes eines Beamten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, 

                             zuzüglich einer allfälligen Teuerungszulage. 
 

Dieser Betrag darf höchstens 25% der Ruhegenussberechnungsgrundlage betragen. 
 

(5) Die im Abs 1 Z 2 Satz angeführte Berechnungsgrundlage wird bei Beamten des Ruhestandes aus folgenden 
Beträgen gebildet: 

 1. aus der Ruhegenussberechnungsgrundlage, die für die Bemessung des am Sterbetag des Beamten 
bezogenen Ruhebezuges des überlebenden Ehegatten maßgebend ist, und 

 2. aus dem Betrag, der der um 25 % erhöhten Nebengebührenzulage entspricht, die dem überlebenden 
Ehegatten am Sterbetag des Beamten gebührt. 

 

(6) Die im Abs 2 erster Satz angeführte Berechnungsgrundlage wird bei Beamten des Dienststandes aus 
folgenden Beträgen gebildet: 

 1. aus der Ruhegenussberechnungsgrundlage des verstorbenen Beamten an seinem Sterbetag und 
 2. aus einem nach folgender Formel errechneten Betrag: 

x = Summe Nebengebührenwerte . (V/2:100) 

                         560 
Summe Nebengebührenwerte: Summe der für den verstorbenen Beamten 

                             bis zu seinem Sterbetag festgehaltenen 

                             Nebengebührenwerte 
(V/2: 100)                1 % des am Sterbetag des Beamten 

                             geltenden Gehaltes eines Beamten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2, 

                             zuzüglich einer allfälligen Teuerungszulage. 
 

Dieser Betrag darf höchstens 25% der Ruhegenussberechnungsgrundlage betragen. 
 

(7) Die im Abs 2 erster Satz angeführte Berechnungsgrundlage wird bei Beamten des Ruhestandes aus folgenden 
Beträgen gebildet: 
 1. aus der Ruhegenussberechnungsgrundlage, die für die Bemessung des dem verstorbenen Beamten an 

seinem Sterbetag gebührenden Ruhebezuges maßgebend war, und 
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 2. aus dem Betrag, der der um 25 % erhöhten Nebengebührenzulage entspricht, die dem verstorbenen 
Beamten an seinem Sterbetag gebührte." 

 
 9. § 25 Abs 1 lautet: 

"(1) Der Waisenversorgungsbezug besteht aus dem Waisenversorgungsgenuss, den nach diesem Gesetz 
gebührenden Zulagen und einem allfälligen Kinderzurechnungsbetrag." 
 

10. Nach § 32 wird eingefügt: 
 

"Kinderzurechnungsbetrag 
 

§ 32a 
 

(1) Dem Beamten gebührt auf Antrag zum Ruhegenuss ein Kinderzurechnungsbetrag für Zeiten, in denen er ein 
eigenes Kind tatsächlich und überwiegend selbst erzogen hat, soweit diese Zeiten vor der Aufnahme 
 1. in das öffentlich-rechtliche Dienstverhältnis zum Land oder 
 2. in ein diesem unmittelbar vorangehenden Dienstverhältnis zum Land oder zu einer anderen inländischen 

Gebietskörperschaft 
liegen. 
 

(2) Als eigene Kinder im Sinn des Abs 1 gelten: 
 1. Kinder im Sinn des § 1 Abs 4 und 

 2. Pflegekinder, wenn die Übernahme in unentgeltliche Pflege nach dem 31. Dezember 1987 erfolgt ist. 
 

(3) Für das Ausmaß des Kinderzurechnungsbetrages werden nur Zeiten der Erziehung im Inland berücksichtigt, 
und zwar im Ausmaß von höchstens 48 Monaten, gezählt ab der Geburt des Kindes. Liegt die Geburt eines 
weiteren Kindes des Beamten, das dieser tatsächlich und überwiegend selbst erzieht, vor dem Ablauf dieses 
Zeitraums, endet dieser Zeitraum mit dem der Geburt vorangehenden Tag. Endet die Erziehung des weiteren 
Kindes vor dem Tag, an dem der ursprüngliche Zeitraum bei Unterbleiben seines vorzeitigen Endes abgelaufen 
wäre, sind die folgenden Monate bis zu seinem Ablauf wieder zu zählen. Einer Geburt sind die Annahme an 
Kindes statt und die Übernahme eines Kindes in unentgeltliche Pflege gleichzuhalten. 
 

(4) Das Ausmaß des Kinderzurechnungsbetrags beträgt für jeweils zwölf Monate der Kindererziehung 0,66 % 
des Gehaltsansatzes der Dienstklasse V Gehaltsstufe 2. Bleibt ein Rest von weniger als zwölf Monaten der 
Kindererziehung, gebührt für jeden vollen Restmonat ein Zwölftel dieses Betrags. Der Kinderzurechnungsbetrag 
darf insgesamt 10,56 % des Gehaltsansatzes der Dienstklasse V Gehaltsstufe 2 nicht übersteigen. 
 

(5) Wurden Zeiten eines Karenzurlaubes nach den §§ 15 bis 15d oder 15j MSchG oder nach den §§ 2 bis 6 oder 
9 VKG gemäß § 10 Abs 2 Z 1 beitragsfrei als Vordienstzeiten angerechnet, gebührt für Zeiten der Erziehung 
desjenigen Kindes, für dessen Erziehung der jeweilige Karenzurlaub in Anspruch genommen wurde, kein 
Kinderzurechnungsbetrag nach Abs 1. 
 

(6) Der Kinderzurechnungsbetrag darf die Differenz zwischen Ruhegenussbemessungsgrundlage und 
Ruhegenuss nicht übersteigen. 
 

(7) Anspruch auf Kinderzurechnungsbetrag für ein und dasselbe Kind besteht in den jeweiligen Zeiträumen nur 
für den Beamten, der das Kind tatsächlich und überwiegend selbst erzogen hat. § 227a Abs 5 bis 7 ASVG ist mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass der Bestand eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses der 
Pflichtversicherung in der Pensionsversicherung gleichkommt. 
 

(8) Dem überlebenden Ehegatten gebührt ein Kinderzurechnungsbetrag in Höhe des sich aus § 19 Abs 2 
ergebenden Prozentsatzes des Kinderzurechnungsbetrages, der dem verstorbenen Beamten gebührte oder gebührt 
hätte, wenn er im Fall seines Todes im Dienststand an seinem Sterbetag in den Ruhestand versetzt worden wäre. 
 

(9) Halbwaisen gebührt ein Kinderzurechnungsbetrag im Ausmaß von 24 % und Vollwaisen ein 
Kinderzurechnungsbetrag im Ausmaß von 36 % des Kinderzurechnungsbetrages, der dem verstorbenen Beamten 
gebührte oder gebührt hätte, wenn er im Fall seines Todes im Dienststand an seinem Sterbetag in den Ruhestand 
versetzt worden wäre. 
 

11. Im § 47 werden folgende Änderungen vorgenommen: 
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11.1. Im Einleitungssatz wird nach der Wortfolge "sowie von einer allfälligen Nebengebührenzulage" die 
Wortfolge ", einem allfälligen Kinderzurechnungsbetrag" eingefügt. 
 

11.2. In der Tabelle wird angefügt: 
 
ab dem 1. Jänner 2005                           2,1 65 
ab dem 1. Jänner 2006                           2,0 3 
ab dem 1. Jänner 2007                           1,8 95 
ab dem 1. Jänner 2008                           1,7 6 
ab dem 1. Jänner 2009                           1,6 25 
ab dem 1. Jänner 2010                           1,4 9 
ab dem 1. Jänner 2011                           1,3 55 
ab dem 1. Jänner 2012                           1,2 2 
ab dem 1. Jänner 2013                           1,0 85 
ab dem 1. Jänner 2014                           0,9 5 
ab dem 1. Jänner 2015                           0,8 15 
ab dem 1. Jänner 2016                           0,6 8 
ab dem 1. Jänner 2017                           0,5 45 
ab dem 1. Jänner 2018                           0,4 1 
ab dem 1. Jänner 2019                           0,2 75 
ab dem 1. Jänner 2020                           0,1 4 
ab dem 1. Jänner 2021                        kein B eitrag 
 
 12. Nach § 64 wird angefügt: 
 

"Inkrafttreten novellierter Bestimmungen 

und Übergangsbestimmungen dazu 
 

§ 65 
 

(1) Die §§ 3 Abs 2, 3a, 4, 5, 6 Abs 4, 8 Abs 2, 12 Abs 3, 17 Abs 1, 18 Abs 4 bis 7, 25 Abs 1, 32a und 47 in der 
Fassung des Gesetzes LGBl Nr 17/2001 treten mit 1. Jänner 2005 in Kraft. 
 

(2) Die Bestimmungen des §32a gelten für Beamte, deren Ausscheiden aus dem aktiven Dienststand nach dem 
31. Dezember 2004 wirksam wird." 


